Ausgabe A. 


Gefekbintt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 5 Ausgegeben Danzig, den 10. März 1928 


nhalt. Amneſtie⸗Geſetz (S. 9). — Verordnung betr. Luftverkehrsgeſetz (S. H. — Bekanntmachung 
betr. das am 24. Januar 1927 in Berlin zwiſchen der Freien Stadt Danzig, dem Deutſchen Reich und der Republik Polen 
geſchloſſene Abkommen über die Durchführung des Artikels 312 des Vertrages von Verſailles vom 28. Juni 1919 (S. 10). — 
Druckfehlerberichtigung (©. 10). | 


7 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Amneſtie⸗Geſetz. 
Vom 7. 3. 1928. 
Artikel 1. 

Alle wegen der vor dem 11. Januar 1928 begangenen politiſchen Verbrechen und Vergehen er⸗ 
kannten Freiheits⸗, Geld⸗ und Nebenſtrafen werden erlaſſen und die wegen ſolcher Verbrechen und 
Vergehen ſchwebenden Unterſuchungen niedergeſchlagen. 

Iſt für ſolche ſtrafbaren Handlungen eine Unterſuchung noch nicht eingeleitet, ſo wird Straffreiheit 


gewährt. 
Ob eine Unterſuchung nach dieſem Geſetz niederzuſchlagen iſt, iſt von Amts wegen in jeder Lage 


des Verfahrens zu prüfen. Der Beſchuldigte iſt vor der Entſcheidung zu hören. 
Artikel 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 7. März 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Schwartz. 


oo 


Verordnung. 
Vom 6. 3. 1928. 
Auf Grund des 8 17 Ziffer 3 des Luftverkehrsgeſetzes vom 9. Juni 1926 wird folgendes verordnet: 
81. 
Luftfahrzeuge dürfen Ortſchaften nur in einer Höhe überfliegen, aus der ſie bei Ausfall der für 
ihre Vorwärtsbewegung erforderlichen Antriebskraft vermöge ihrer Gleitfähigkeit noch eine Landung 
außerhalb der Ortſchaft oder auf einem innerhalb dieſer gelegenen Flughafen (Verkehrslandeplatz) vor⸗ 
nehmen können. Für Luftfahrzeuge des planmäßigen Luftverkehrs ſind im beſonderen, durch die Witterung 
bedingten Fällen, Ausnahmen vom Einhalten dieſer Mindeſthöhe zuläſſig. 
8 2. 

Außerhalb von Ortſchaften iſt das Überfliegen von Menſchenanſammlungen jeder Art ſowie von 
Badeanſtalten und Freibädern unter 200 m Höhe verboten. Für Luftveranſtaltungen können beſondere 
Ausnahmen von Fall zu Fall durch die Genehmigungsbehörde bewilligt werden. 

8 8. 

Kunſt⸗ und Geſchicklichkeitsflüge dürfen über Ortſchaften und Menſchenanſammlungen nicht unter 
400 m Höhe ausgeführt werden. Für Luftfahrtveranſtaltungen können beſondere Ausnahmevorſchriften 
von Fall zu Fall durch die Genehmigungsbehörde erlaſſen werden. 

„ 34. N 

Die Annäherung von Luftfahrzeugen im Fluge an Bauwerke jeder Art unter einer Entfernung 

von 20 m ſowie das Unterfliegen von Brücken, ähnlichen Kunſtbauten und Antennen iſt verboten. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 3. 1928.) 
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5 8 5. 
Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung werden, ſoweit nicht nach allgemeinen Geſetzen höhere 
Strafen verwirkt find, mit Geldſtrafe bis zu 200, — G, im Unvermögensfalle mit entſprechender Haft 


beſtraft. 
8 6 


Vorſtehende Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Danzig, den 6. März 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Runge. 


9 Bekanntmachung 

betreffend das am 24. Jauuar 1927 in Berlin zwiſchen der Freien Stadt Danzig, dem Deutſchen 
Reich und der Republik Polen geſchloſſene Ablommen über die Durchführung des Artikels 312 des 
Vertrages von Verſailles vom 28. Juni 1919 (Geſetzblatt 1927 S. 235). Vom 7. 3. 1928. 


Der im 8 25 des zwiſchen der Freien Stadt Danzig, dem Deutſchen Reich und der Republik Polen 
am 24. Januar 1927 geſchloſſenen Abkommens über die Durchführung des Artikels 312 des Vertrages 
von Verſailles vom 28. Juni 1919 vorgeſehene Austauſch der Ratifikationsurkunden hat am 19. De 
zember 1927 in Warſchau ſtattgefunden. 

Nach § 25 des genannten Abkommens tritt das Abkommen mit dem erſten Tage des Monats in 
Kraft, der auf den Austauſch der Ratifikationsurkunden folgt. 


Danzig, den 7. März 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Wiereinski. 


10 Druckfehlerberichtigung. 
Im Geſetz⸗Blatt 1927, Seite 287, laufende Nr. 91 iſt in der Überſchrift anſtatt „1917“ zu ſetzen 
„1927“. 


8 2 n 3 ES Br i — 5 — 
Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das 1 für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b für 
den Staatsanzeiger Be die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe Au. B je 2,256, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
ig Teil IT 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. r Beamte ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. Pee Se Re: 180 G, zu b). 1,20 G 5 


Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene eile oder deren Raum 0,40 Gulden. 
elegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. —— — 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — von A. Schroth in Danzeg. 


